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Rülke: Das Problem sind Juncker, Draghi und Merkel

In einer Landtagsdebatte über die Regierungserklärung des Ministerpräsidenten zum „Brexit“ hat der
Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, für ein künftiges Europa mehr
Demokratie, mehr Transparenz und mehr Subsidiarität gefordert. „Europa ist ein Projekt, das nicht
scheitern darf. Es hat den Bürgern 70 Jahre Frieden und einen aus Freihandel und Kooperation
geborenen Wohlstand gebracht.“ Nach den Worten von Rülke „ist der Brexit eine ganz schlechte
Nachricht für uns alle“. Denn das politische Gewicht der Nationalstaaten sei zu gering, so betrage der
Anteil der Deutschen an der Weltbevölkerung lediglich ein Prozent. „Wir sind aufgerufen, daran zu
arbeiten, dass Europa nicht auseinanderfällt, dazu ist aber eine intensive Analyse der Probleme
notwendig“, sagte der FDP-Fraktionsvorsitzende.

Ein Grund für die Euroskepsis sei weder die Bosheit noch die intellektuelle Brillanz der Anti-Europa-
Populisten wie Farage, le Pen oder Wilders, so Rülke ironisch. Die Fehler würden in Brüssel und Berlin
gemacht, das Problem seien Personen wie der EU-Kommissionspräsident Juncker, der Präsident der
Europäischen Zentralbank Draghi und Bundeskanzlerin Merkel.

Jean-Claude Juncker stehe wie kein anderer für den Brüsseler Zentralismus der EU-Kommission. Die
nachgerade idiotischen Vorschläge, die das Ansehen Europas gefährden, kämen fast immer aus der
Europäischen Kommission. Glücklicherweise werde vieles vom Europäischen Parlament abgewendet, so
Rülke. Auch genehmige Juncker ständig Abweichungen vom Stabilitätspakt. Vollkommen
kontraproduktiv sei auch Junckers Anspruch auf eine Spitzenkandidatur für die konservativen Parteien
und damit verbunden sein anschließender Führungsanspruch als eine Art europäischer Superregierungs-
Chef gewesen. Stattdessen brauche Europa Subsidiarität sprich das Prinzip, Aufgaben soweit wie möglich
an untere Verwaltungsebenen zu vergeben.

Mario Draghi stehe nach den Worten Rülkes für eine rücksichtslose Finanz- und Währungspolitik, die in
Form einer Repressionspolitik die Sparer enteigne und den Menschen die Altersversorgung nehme. Der
Präsident der Europäischen Zentralbank vollziehe eine Transferpolitik vom Steuerzahler der
wirtschaftlich erfolgreichen Länder zu den Finanzministern der Schuldenstaaten. Rülke wörtlich: „Wenn
Europa bleiben soll, muss Draghi weg.“

Angela Merkel stehe für Hinterzimmer-Entscheidungen auf EU-Gipfeln in Brüssel, für die totale
Entmachtung von Parlamenten. So dürfe bei der Euro-Rettung der Bundestag nur immer absegnen, was
Merkel im Hinterzimmer ausgekungelt habe. Merkel stehe für eine völlig verkorkste Griechenland-
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Rettungspolitik, die dem deutschen Steuerzahler nichts erkläre, sondern immer nur als ‚alternativlos‘
verkauft werde, so Rülke. Bundeskanzlerin Merkel stehe auch für Alleingänge in der Flüchtlingspolitik,
ohne Parlament und ohne europäische Partner. Auch hier werde nichts erklärt, sondern immer nur
behauptet, man schaffe das. Die einzig bislang wirkungsvolle Maßnahme in der Flüchtlingskrise – die
Schließung der Balkanroute – wollte Merkel nicht. Stattdessen verlasse sie sich politisch vollkommen auf
einen Despoten vom Schlage eines Erdogan, die europäischen Werte seien ihr dabei egal, so der FDP-
Fraktionsvorsitzende. Herrn Kretschmann sei vorzuwerfen, dass er eine solche Politik nicht nur
unterstützt, sondern sogar moralisch überhöht, indem er sage „ich bete für Merkel“.

Zusammengefasst sieht Hans-Ulrich Rülke folgende Ansätze, die europäische Krise zu lösen:

Europa braucht mehr Demokratie (Parlament statt Kommission)
Mehr Transparenz (Politik erklären, statt Hinterzimmer-Politik)
Mehr Subsidiarität (Mehr Aufgaben nach Stuttgart, statt in Brüssel zu zentralisieren)
Wahrung der Interessen der Bürger und nicht der Schuldenstaaten (Weg mit Draghi!)

Rülke abschließend: „Europa hat eine Zukunft als demokratisches, subsidiäres und transparentes Europa
der Regionen. Europa habe aber keine Zukunft als Brüsseler Hinterzimmer-Club der Merkels, Draghis und
Junckers. So wie in den letzten Jahren in Europa Politik gemacht wurde, ist das ein einziges
Konjunkturprogramm für die nationalistischen Rechtspopulisten aller Länder.“


